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Jahre um zwei Millionen, zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts sogar um rund 
vier Millionen (Grafik links).

Von 1871 bis 1914 stieg die Zahl 
der Einwohner um mehr als 60 Pro-
zent auf knapp 68 Millionen.

Dahinter stand eine Geburten-
rate, wie sie danach nie wieder er-
reicht wurde: Während eine Frau in 
der ersten Dekade des 20. Jahrhun-
derts durchschnittlich 4,2 Kinder 

bekam, sind es heute lediglich noch 
1,4 Kinder.

Für den hohen Bevölkerungszu-
wachs waren vor allem die steigende 
Produktivität in der Landwirtschaft, 
aber auch der medizinische Fort-
schritt verantwortlich. Im Ergebnis 
war das Deutsche Reich zu Anfang 
des 20. Jahrhunderts ein ausgespro-
chen junges Land (Grafik rechts):

Im Jahr 1910 waren 60 Prozent der 
Bevölkerung jünger als 30 Jahre – 
heute sind es nur noch 30 Prozent. 

Vor allem die industriellen und 
administrativen Zentren zogen 

Internet. Der Arbeitsplatz ist 
dank des mobilen Internets 
immer dabei, zum Vorteil der 
Unternehmen. Das IW Köln und 
Google Deutschland haben die 
mobilsten Städte ausgezeichnet.  
Seite 3

Teilzeitbeschäftigung. Wer  
keinen sozialversicherungspflich-
tigen Ganztagsjob hat, wird oft
zu den prekär Beschäftigten  
gezählt. Doch das ist nicht  
gerechtfertigt.
Seite 4-5

Tarifpolitik. Viele Gewerk-
schaften fordern für 2014 Lohn-
erhöhungen von 5 bis 6 Prozent 
– Vorstellungen, die bei einem 
Verteilungsspielraum von 3 Pro-
zent kaum erfüllbar sind.  
Seite 6-7

Haushaltsausstattung.  
Technikbegeistertes Deutsch-
land: Handys und Notebooks 
sind in deutschen Haushalten 
häufiger zu finden als Fest-
netztelefone und Desktop-PCs.
Seite 8

Das kaiserliche Deutschland 
(1871 bis 1918) war eine Volkswirt-
schaft, die sich im Übergang vom 
Agrar- zum Industrieland befand. 
Die Triebfedern waren ein starkes 
Bevölkerungswachstum und die zu-
nehmende Bedeutung der Städte als 
industrielle Zentren:

•	 Demografie. Von der Reichsgrün-
dung bis zur Jahrhundertwende 
wuchs die Bevölkerung alle fünf 

Präsident:
Arndt Günter Kirchhoff
Direktor:
Professor Dr. Michael Hüther
Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland
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Ursprungsdaten: Mitchell (2007), Statistisches BundesamtQuelle: Kaiserliches Statistisches Amt

Deutsches Reich: 
Der Bevölkerungsboom
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Vor 100 Jahren ...
... war Deutschland ein prosperierendes Land. Zu Zeiten des Kaiserreichs wuchs 
die Bevölkerung rasant, am Vorabend des Ersten Weltkriegs herrschte auf dem 
Arbeitsmarkt praktisch Vollbeschäftigung.
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schaft, in der 6,4 Millionen Selbst-
ständige und mithelfende Familien-
angehörige sowie 3,4 Millionen 
Arbeiter beschäftigt waren. Insge-
samt waren 38 Prozent der Erwerbs-
tätigen in der Landwirtschaft – heut-
zutage sind es nur noch 1,6 Prozent.

•	 Arbeitslosigkeit. Eine offizielle 
Arbeitslosenstatistik gab es damals 
ebenfalls nicht. Allerdings spielte 
das Thema ohnehin keine große Rol-
le, denn bis 1913 herrschte praktisch 
Vollbeschäftigung. Das jedenfalls 
lässt sich aus der Statistik der Ge-
werkschaften entnehmen, die im-
merhin den Anteil ihrer beschäfti-
gungslosen Mitglieder veröffentlich-
ten. Zwar war der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad damals mit 
knapp einem Drittel recht niedrig 
und konzentrierte sich zudem auf 
Industriearbeiter, die stärker von 
konjunkturellen Schwankungen be-
troffen waren als Beschäftigte in 
anderen Branchen. Dennoch: Die 
Arbeitslosenquote betrug selten 
mehr als 2 Prozent (Grafik). Der 
sprunghafte Anstieg auf 7 Prozent 
1914 war ein rein kriegsbedingter 
Effekt, der ausschließlich ab August 
eintrat und durch Einberufungen 
zum Militär und Umstellungen auf 
die Kriegsproduktion hervorgerufen 
wurde.

Bereits im Frühjahr 1915 war die 
Arbeitslosigkeit wieder auf  das 
frühere Niveau gesunken und es 
herrschte eher ein Mangel an Ar-
beitskräften.Wer dennoch arbeitslos 
war, hatte nichts zu lachen. Eine 
Arbeitslosenversicherung wurde erst 
1927 eingeführt, die Arbeitslosen im 
Kaiserreich waren – falls sie nicht zu 
den wenigen gehörten, die von den 
Gewerkschaften unterstützt wurden 
– auf Fürsorge und Spenden ange-
wiesen. Um Ersparnisse zu bilden, 
waren die Löhne einfach zu gering.

beitskräfte suchte, zog es allein 1913 
nur noch 26.000 Deutsche in die 
Ferne, fast 190.000 Ausländer wan-
derten ein. Heute sind die Migrati-
onsströme ungleich größer: So ka-
men 2012 mehr als eine Million 
Menschen nach Deutschland und 
mehr als 700.000 verließen das Land. 

•	 Erwerbstätigkeit. Eine systema-
tische Erfassung der Erwerbstätig-
keit gab es damals nicht. Eine „Be-
rufszählung“ 1907 ergab aber, dass 
gut 26 Millionen Menschen „haupt-
beruflich erwerbstätig“ waren. Hin-
zu kamen 7,5 Millionen „Nebenbe-
rufsfälle“ und 650.000 Militärange-
hörige. Von den Haupterwerbstäti-
gen waren die meisten Lohnarbeiter 
– vor allem in der Industrie, die 8,5 
Millionen Arbeitnehmer beschäf-
tigte, darunter 1,5 Millionen Frauen. 
Die größten Arbeitgeber waren die 
Metallindustrie, der Maschinenbau, 
die Textil- und Bekleidungsindustrie 
sowie das Baugewerbe. 

Anfang des 20. Jahrhunderts waren 
43 Prozent aller Arbeitskräfte in der 
Industrie beschäftigt – heute sind es 
nur noch 25 Prozent.

Entsprechend gering war das Ge-
wicht des Dienstleistungssektors mit 
19 Prozent; heute arbeiten 74 Pro-
zent der Erwerbstätigen im Service.

Große Bedeutung hatte im Kai-
serreich auch noch die Landwirt-

die Menschen in Scharen an. So 
wuchs die Bevölkerung im Rhein-
land innerhalb von nur zehn Jahren 
von 5,8 auf 7,1 Millionen im Jahr 
1910. In Industriehochburgen wie 
Essen und Duisburg stieg die Ein-
wohnerzahl um das Anderthalbfa-
che, Gelsenkirchen wandelte sich 
von einer Kleinstadt mit 37.000 Bür-
gern zur Großstadt mit 170.000 Be-
wohnern. Auch die Werft- und Ma-
rinestandorte Kiel und Hamburg 
gewannen viele Einwohner hinzu.

Die Hauptstadt Berlin dagegen 
hatte das stärkste Bevölkerungs-
wachstum bereits hinter sich: Von 
1855 bis 1900 stieg die Zahl der 
Einwohner von 461.000 auf 1,9 Mil-
lionen. In den folgenden zehn Jahren 
kamen nur knapp 200.000 hinzu.

Zuwanderer hatten übrigens mit 
dem Bevölkerungsboom kaum etwas 
zu tun. Ganz im Gegenteil: Bis in die 
1880er Jahre war das Kaiserreich ein 
Auswanderungsland, weil die Wirt-
schaft angesichts des rasanten Be-
völkerungswachstums nicht allen 
einen Arbeitsplatz bieten konnte.

Zwischen 1880 und 1889 verließen 
1,4 Millionen Deutsche ihre Heimat, 
die meisten, um ihr Glück in den USA 
zu versuchen.

Gegen Ende des Jahrhunderts 
drehte sich der Trend. Weil insbeson-
dere die aufstrebende Industrie Ar-
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Quelle: Kaiserliches Statistisches Amt

Deutsches Reich:
Jahre der Vollbeschäftigung
Arbeitslose Gewerkschaftsmitglieder
in Prozent aller Gewerkschaftsmitglieder
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Internet. Surfen, mailen, texten – 
Computer und Internet sind sowohl am 
Arbeitsplatz als auch zu Hause längst 
zu einer Selbstverständlichkeit gewor-
den. Dank Smartphone und Tablet ist 
es mittlerweile auch möglich, mobil 
online zu sein. Die Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln Consult (IW Con-
sult) und Google Deutschland haben 
die mobilsten Städte ausgezeichnet.

E-Mails am Smartphone lesen, 
Dokumente am Laptop bearbeiten 
– für viele Arbeitnehmer gehört das 
längst zum Alltag. Der Arbeitsplatz 
ist dank des mobilen Internets im-
mer und überall in Reichweite. Mehr 
als 85 Prozent der Unternehmen in 
Deutschland haben Computer und 
einen Internetzugang, davon stellen 
33 Prozent ihren Mitarbeitern trag-
bare Geräte mit mobiler Internetver-
bindung zur Verfügung.

Mit dem eTown-Award haben die 
IW Consult und Google bereits 
zweimal jene Städte in Deutschland 
ausgezeichnet, deren Unternehmen 
das Internet besonders effizient und 
gewinnbringend für ihre Geschäfte 
einsetzen. Im Januar 2014 bekom-
men erstmals auch jene Städte eine 
Auszeichnung, deren Unternehmen 

das Internet besonders stark mobil 
nutzen (Grafik).

Am intensivsten verwenden Firmen 
in Wolfsburg, Frankfurt, München 
und Köln mobile Anwendungen – und 
zwar besonders häufig mithilfe von 
Tablet-Computern und Smartphones.

Bei einer Befragung der IW Con-
sult gaben vor allem Unternehmen 
aus Düsseldorf, Wolfsburg und Köln 
an, dass sie mit einer steigenden 
Bedeutung des mobilen Internets für 
ihre Geschäfte rechnen.

Aber nicht nur für die Unterneh-
men, auch für die Konsumenten 
wird das mobile Internet immer 
wichtiger: Gemäß einer Studie der 
Initiative D21 ist bereits jeder zweite 
Internetnutzer auch mobil online – 
also 40 Prozent aller Bundesbürger. 
Viele informieren sich mobil und 
rufen Nachrichten ab. Die Google-
Studie „Mobile in the Purchase 
Journey“ zeigt, dass 53 Prozent der 
Smartphone-Nutzer in Deutschland 

ihr Gerät besonders nachmittags 
und abends nutzen, um zu recher-
chieren oder im Internet zu shoppen.

Dadurch wird auch das mobile 
Onlinemarketing für Unternehmen 
zunehmend interessant. Laut einer 
Studie des IW Köln geht es vielen 
Firmen beim Onlinemarketing vor 
allem darum, die eigene Webseite zu 
bewerben, Kontakte zu Kunden auf-
zubauen und das eigene Image zu 
pflegen – längst nicht bei allen steht 
also ein eigener Webshop im Fokus.

In den mobilsten Städten in 
Deutschland – allen voran Wolfs-
burg – gelingt den Unternehmen 
beides gut: Sie verwenden mobile 
Anwendungen, um ihre Geschäfts-
tätigkeit flexibel zu gestalten, und sie 
nutzen das mobile Internet als Wer-
bemedium.
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Köln Mobile-Internet-Index:

die Bedeutung des mobilen 
Internets wurde anhand 
einer Befragung von 
5.500 Unternehmen im 
Dezember 2012 zur 
Nutzung von mobilen 
Anwendungen und der 
Wichtigkeit des mobilen 
Internets in der Zukunft 
ermittelt; Ad Impressions: 
Werbeimpressionen, die 
bei der mobilen Google-
Suche angezeigt werden 
Quellen: IW Consult, Google

Die mobilsten Städte Deutschlands
Städte mit Unternehmen, die besonders stark das mobile Internet nutzen, gemessen
am Mobile-Internet-Index der IW Consult und am Google-
Mobile-Ad-Impressions-Index. Beide Indizes fließen 
mit jeweils maximal 110 Punkten 
in die Gesamtbewertung ein. 

Für die Auszeichnung werden zu glei-
chen Teilen der Mobile-Internet-Index 
der IW Consult und der Google-Mobile-
Ad-Impressions-Index herangezogen. 
Der Mobile-Internet-Index basiert auf 
einer Befragung von 5.500 Unterneh-
men im Dezember 2012 zur Relevanz 
des mobilen Internets für Unternehmen. 
Der Google-Mobile-Ad-Impressions-
Index misst die Verwendung mobiler 
Werbung durch Google-Ad-Words-
Werbekunden in Deutschland.

Mobil, mobiler,
Wolfsburg

Mehr Informationen zur Digitalisierung 
der Unternehmen in Deutschland finden 
Sie unter www.iwconsult.de



gehend ausgeschöpft. Im internati-
onalen Vergleich ist die Teilzeitquo-
te in Deutschland mittlerweile eine 
der höchsten. In Europa toppen nur 
noch die Niederlande das hiesige 
Niveau (16 Prozentpunkte höher). 
Irland und Großbritannien liegen 
gleichauf mit Deutschland. In Ost-
europa, Spanien, Portugal und Grie-
chenland dagegen ist Teilzeit kaum 
ein Thema.

•	 Berufseinsteiger sind heutzutage 
besser qualifiziert als jene, die in 
Rente gehen. Je höher aber die Qua-
lifikation, desto größer ist die Nei-
gung, nicht nur halbe Tage zu arbei-
ten. Denn wer lange studiert und 
dafür auch auf so manches verzich-
tet hat, der will dann das eine oder 
andere nachholen – und mit einem 
Teilzeitjob kann man sich vieles eben 
doch nicht leisten.

•	 Die Rahmenbedingungen für ei-
nen Vollzeitjob haben sich verbes-

einführte. Seither können Betriebe 
einen Teilzeitwunsch nur aus wich-
tigen Gründen ablehnen.

Nach den Agenda-Reformen 
(Hartz I bis IV) begann sich das Bild 
ab 2006 zu wandeln. Zwar entstan-
den weiterhin neue Teilzeitstellen, 
gleichzeitig nahm aber auch die Voll-
zeitbeschäftigung wieder zu. Der 
Anteil der Teilzeitkräfte stieg kaum 
noch an und das Vollzeitarbeitsvo-
lumen nahm sogar stärker zu als das 
Teilzeitvolumen. Denn die Nachfra-
ge der Betriebe nach Arbeitskräften 
war im Aufschwung so groß, dass sie 
allein mit Teilzeit nicht bedient wer-
den konnte. Hinzu kamen und kom-
men weitere Faktoren:

•	 Das Reservoir an teilzeitwilligen 
Arbeitnehmern ist offenkundig weit-

Teilzeitbeschäftigung. Wer heute keinen sozialversicherungspflichtigen Nine-
to-five-Job hat, wird oft zu den prekär Beschäftigten gezählt. Das war nicht 
immer so – und ist auch anno 2014 nicht gerechtfertigt.

Teilzeitbeschäftigung galt viele 
Jahre lang als arbeitsmarktpoli-
tisches Erfolgsmodell. Zu Recht: 
Während der Arbeitsmarktkrise 
1994 bis 2004 haben Teilzeitjobs den 
Verlust an Vollzeitbeschäftigung zu-
mindest teilweise kompensiert (Gra-
fik). Damals gingen zwar 5 Milliar-
den Vollzeitstunden verloren, dafür 
kamen aber immerhin 2 Milliarden 
Teilzeitstunden dazu.

Anders gerechnet: In dieser De-
kade entstanden rund 4 Millionen 
neue Teilzeitstellen, ihr Anteil an der 
Gesamtbeschäftigung stieg von 
einem Fünftel auf fast ein Drittel.

Die damalige rot-grüne Bundes-
regierung hielt Teilzeit für ein so 
gutes Beschäftigungsmodell, dass sie 
2001 sogar ein Recht auf Teilzeit 
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Teilzeit einschließlich geringfügiger Beschäftigung; Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

Teilzeit ergänzt Vollzeit

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Vollzeitvolumen in Milliarden Arbeitsstunden

Teilzeitvolumen in Milliarden Arbeitsstunden

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 20122011

44,6 43,9 42,9 42,2 42,1 42,4 42,5 41,9 41,1 40,1 39,6 38,7 38,7 39,1 39,5 38,0 39,0 40,039,8

4,5 4,6 4,8 5,0 5,4 5,5 5,7 5,9 6,0 6,3 6,5 6,9 7,2 7,6 7,8 7,8 8,0 8,18,0

Arbeitnehmer in 1.000 Teilzeitkräfte in Prozent aller Arbeitnehmer
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Von wegen prekär



sert. Mittlerweile gibt es mehr Kitas 
und Ganztagsschulen, sodass sich 
weniger Frauen gezwungen sehen, 
wegen mangelnder Betreuungsmög-
lichkeiten auf Vollzeit zu verzichten.

Dass Frauen trotzdem noch die 
typischen Teilzeiter sind – sie stellen 
7,8 der 9,6 Millionen Teilzeitbe-
schäftigten –, wird oft auf fehlende 
Vollzeitstellen zurückgeführt. Doch 
das ist falsch:

Lediglich 14 Prozent der teilzeit-
beschäftigten Frauen sagen, sie 
müssten nur deshalb in Teilzeit arbei-
ten, weil sie keine Vollzeitbeschäfti-
gung gefunden haben.

Die Unternehmen jedenfalls tun 
– nicht zuletzt in Zeiten des Fach-
kräftemangels – alles, um Frauen 
den Umstieg von einer Teilzeit- zu 
einer Vollzeitstelle zu ermöglichen: 
Von 1.000 Personalverantwortlichen 
gaben 2012 fast 80 Prozent zu Pro-
tokoll, sie hätten die Wünsche ihrer 
Beschäftigten „schnell“ oder „nach 
einer Weile“ erfüllen können.

Allerdings gibt es auch – vor allem 
kleinere – Betriebe, die nicht so ein-
fach aus einer Teilzeit- eine Vollzeit-
stelle machen können. Das muss sich 
schon rechnen. Zumindest in diesen 
Firmen löst das Vorhaben der Gro-
ßen Koalition, sogar ein Recht auf 
die Rückkehr von Teilzeit- in Vollzeit 
einzuführen, nur Kopfschütteln aus.

Die meisten Teilzeitkräfte arbei-
ten relativ gesehen in Bremen und 
Hamburg (Grafik). Mit ein Grund 
dafür dürfte sein, dass Teilzeitarbeit 
in den dortigen Dienstleistungsbran-
chen eine große Rolle spielt. So sind 
etwa im Handel 39 Prozent der Ar-
beitnehmer teilzeitbeschäftigt, in der 
Industrie nur 11 Prozent.

Seite 5 | 9. Januar 2014 | Nr. 2 | iw-dienst

Vollzeit und Teilzeit: Das Bundesländer-Gefälle
Gemessen an der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter weisen die wirtschaftlich beson-
ders erfolgreichen süddeutschen Bundesländer einen hohen Anteil an Vollzeitbeschäf-
tigten auf – nämlich mehr als 40 Prozent. In den meisten ostdeutschen Bundesländern 
sind es dagegen fast 10 Prozentpunkte weniger.

Das Schlusslicht Schleswig-Holstein und die Spitzenreiter Hamburg und Bremen leiden 
unter dem Einpendlereffekt bzw. profitieren von ihm: So wohnen viele Arbeitnehmer, die 
in Hamburg arbeiten, im benachbarten Schleswig-Holstein. Das steigert die Hamburger 
Quote und senkt die im nördlichen Nachbarland.

Im Vergleich zur Vollzeitbeschäftigung variiert die Teilzeitbeschäftigung weit weniger. 
Bundesweit sind zwischen 12 und 15 Prozent der Einwohner im Alter von 15 bis 64 Jah-
ren sozialversicherungspflichtig teilzeitbeschäftigt. Wenn Vollzeitstellen zugunsten von 
Teilzeit abgebaut worden wären, müsste sich in Ländern mit niedrigem Vollzeitanteil ein 
entsprechend höherer Teilzeitanteil zeigen. Das ist aber nicht der Fall.

Was ist Teilzeit?
Was als Teilzeit definiert wird, hängt ganz von der Datenquelle ab. Im Mikrozensus des 
Statistischen Bundesamts, einer jährlichen Befragung von 1 Prozent der bundesdeut-
schen Haushalte, schätzen sich die Befragten selbst als Voll- oder Teilzeitbeschäftigte ein 
– und die Grenze verläuft bei einer üblichen Wochenarbeitszeit von 32 Stunden.

Für die Statistik der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung werden die Meldungen 
der Arbeitgeber an die Sozialversicherung ausgewertet. Als Teilzeit gilt hier bereits jede 
Arbeitszeit unterhalb der tariflich vereinbarten Regelarbeitszeit. Die geringfügige Be-
schäftigung wird vollständig als Teilzeit gezählt. Zwar gibt es keine explizite Arbeitszeit-
begrenzung für Minijobs, aber die Verdienstgrenze von 450 Euro bewirkt, dass bereits ab 
einem Stundenlohn von 3,20 Euro weniger als 32 Wochenstunden gearbeitet werden.
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Hamburg

52,9

17,5

Bremen

49,9

18,4

Baden-
Württemberg

43,5

13,7

Bayern

43,4

14,4

Hessen

41,8

14,6

Saarland

40,8

13,1

Sachsen

40,3

14,4Thüringen

39,1

12,4

 Sachsen-
Anhalt

36,4

13,3

 Rheinland-
Pfalz

35,3

12,8

 Mecklenburg-
Vorpommern

34,9

12,6

 Schleswig-
Holstein

33,6

13,3

 Nordrhein-
Westfalen

39,0

12,7

Niedersachsen

37,3

13,5

Berlin

35,4

14,9

Brandenburg

34,0

12,2

Stand: Beschäftigte März 2013,
Bevölkerung Ende Dezember 2011
Ursprungsdaten: Bundesagentur
für Arbeit, Statistisches Bundesamt

Sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte in Prozent der 
Bevölkerung im Erwerbsalter

Vollzeit Teilzeit



Auch die Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di fordert in der anstehen-
den Tarifrunde mit der Telekom eine 
Lohnsteigerung um 5,5 Prozent. Die 
Begründung: Die Mitarbeiter 
müssten am wirtschaftlichen Erfolg 
beteiligt werden. Außerdem verlangt 
ver.di, dass betriebsbedingte Kündi-
gungen ausgeschlossen werden. Die 
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-
Gaststätten (NGG) will mit Forde-
rungen zwischen 5 und 6 Prozent in 
die kommenden Verhandlungsrun-
den gehen.

Aber auch die Löhne und Gehäl-
ter im öffentlichen Dienst, bei den 
Banken, in der Bauwirtschaft, in der 
Stahlindustrie und bei der Deut-
schen Bahn werden in diesem Jahr 
neu diskutiert. Ende des Jahres läuft 
zudem der Tarifvertrag in der Me-
tall- und Elektro-Industrie aus, der 
mit 3,7 Millionen Beschäftigten 
größten deutschen Industriebranche. 

Die Tarifvertragsabschlüsse 2013 
haben vor allem zwei Trends gezeigt, 
die auch für die neuen Tarifabschlüs-
se in 2014 gelten dürften:

1. Lange Laufzeit.  Mit Ausnahme 
der Bauwirtschaft, für die eine Ver-
tragsdauer von 13 Monaten verein-
bart wurde, sahen fast alle Abschlüs-
se eine lange Laufzeit vor (Tableau 
Seite 7). Für das Kfz-Handwerk in 
Bayern, die Gebäudereinigung und 
die Versicherungen gelten die Tarif-
verträge für zwei Jahre, bei der Deut-
schen Post für 26 Monate und bei 
der Zeitarbeit sogar für 38 Monate.

 2. Stufenanpassungen. Auf Basis 
der längeren Laufzeiten haben Ar-
beitgeber und Gewerkschaften in 
vielen Branchen stufenweise Lohn-
anpassungen beschlossen. Für die 

gewerkschaft Bergbau, Chemie, En-
ergie (IG BCE) fordert unter ande-
rem 5,5 Prozent mehr Lohn bei einer 
Laufzeit von zwölf  Monaten. In 
diesem Monat werden die Verhand-
lungen auf Bundesebene fortgesetzt. 

Tarifpolitik. Die ersten Lohnforderungen der Gewerkschaften liegen auf dem 
Tisch: 5 bis 6 Prozent mehr Lohn sollen es in diesem Jahr sein. Doch das sind 
Vorstellungen, die bei einem tatsächlichen Verteilungsspielraum von voraus-
sichtlich 3 Prozent kaum erfüllt werden können. 

Im Jahr 2014 stehen in vielen 
Branchen Tarifverhandlungen an 
(Tableau). Den Auftakt hat die Che-
mische Industrie mit ersten regio-
nalen Verhandlungen bereits im 
Dezember gemacht. Die Industrie-
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dbb: Deutscher Beamtenbund und Tarifunion; EVG: Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft; GDL: Gewerk-
schaft Deutscher Lokomotivführer; GEW: Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft; IG BAU: Industrie-
gewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt; IG BCE: Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie; 
IGM: Industriegewerkschaft Metall; MB: Marburger Bund; NGG: Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten; 
ver.di: Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft; Quelle: BDA-Tarifarchiv

Tarifausblick

Wo der Tarifvertrag 
wann ausläuft

Welche 
Gewerkschaft
verhandelt

Wie viel 1.000 
Arbeitnehmer
betroffen sind

Deutsche Telekom AG und Service-
gesellschaften (West und Ost)

01/14 ver.di 67

Energieversorgung (E.ON) 01/14 ver.di, IG BCE 30
Öffentlicher Dienst (Bund und Gemeinden;
West und Ost)

02/14 Tarifgemeinschaft 
ver.di/GEW/dbb 

2.000

Banken (West und Ost) 04/14 ver.di 230
Hotels und Gaststätten (NRW) 04/14 NGG 108
Holz- und kunststoffverarbeitende 
Industrie (West und Ost)

04/14 IGM 170

Bauwirtschaft (West und Ost) 04/14 IG BAU 750
Eisen- und Stahlindustrie (West und Ost) 05/14 IGM 75
Deutsche Bahn AG (Lokführer)
(West und Ost)

06/14 GDL 20

Deutsche Bahn AG (außer Lokführer; 
West und Ost)

07/14 EVG 135

Dachdeckerhandwerk (West und Ost) 08/14 IG BAU 60
Papier-, pappe- und kunststoffverarbei-
tende Industrie (West und Ost)

08/14 ver.di 100

Eisen- und Stahlindustrie (Saarland) 08/14 IGM 15
Öffentlicher Dienst (Ärzte kommunale 
Krankenhäuser; West und Ost)

11/14 MB 51

Öffentlicher Dienst 
(Länder ohne Hessen)

12/14 Tarifgemeinschaft 
ver.di/GEW/dbb 

800

Metall- und Elektro-Industrie 
(West und Ost)

12/14 IGM 3.700

20142014

Hohe Erwartungen, wenig Spielraum



Zeitarbeit etwa gelten gleich mehre
re Stufenanpassungen, wobei für den 
Osten überproportional hohe Stei
gerungen festgelegt wurden, um das 
Lohnniveau zwischen Ost und West 
anzugleichen. Allerdings wird An
fang 2015 – ab dann soll in Deutsch
land ein gesetzlicher Mindestlohn 
von 8,50 Euro je Stunde gelten – das 
Lohnniveau in der ostdeutschen 
Zeitarbeit mit 7,86 Euro noch unter 
dem gesetzlichen Minimum liegen. 
Die Löhne sollen sich dort erst zum 
Juni 2016 schrittweise an das gesetz
liche Minimum anpassen. Der Wes
ten erreicht dieses schon Anfang 
2014. Auch im Friseurhandwerk 
wird ein Stundenlohn von 8,50 Euro 
erst ab August 2015 erreicht.

Insgesamt stiegen die Löhne im 
Jahr 2013 um 2 bis 4 Prozent, in den 
meisten Branchen um 3 bis 3,5 Pro
zent. Besonders stark legten die Be
züge in der Zeitarbeit (3,8 bis 4,8 
Prozent), im Gebäudereinigerhand
werk (3,44 Prozent) und in der 
M+EIndustrie (3,4 Prozent) zu. In 
diesem Jahr sehen die Tarifverträge 
mit längerer Laufzeit eine Steige
rung von 1,4 bis 3 Prozent vor.

Ob die kommenden Tarifab
schlüsse auch so großzügig ausfallen 
werden wie die 2013er, hängt von 
den wirtschaftlichen Rahmenbedin
gungen ab. Experten erwarten, dass 
die Produktivität in Deutschland in 
diesem Jahr um etwa 1 Prozent stei
gen wird. Rechnet man – wie die 
Gewerkschaften – noch einen Teue
rungsausgleich hinzu, ergibt sich ein 
maximaler lohnpolitischer Vertei
lungsspielraum von rund 3 Prozent.

Immerhin liegen die Forderungen 
von 5,5 Prozent zumindest bei den 
Gewerkschaften IG BCE und ver.di 
etwas unter den Forderungen aus 
den letzten Verhandlungen, damals 
waren es 6 und 6,5 Prozent.
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dbb: Deutscher Beamtenbund und Tarifunion; DGB: Deutscher Gewerkschaftsbund;
EVG: Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft; GEW: Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft;
IG BAU: Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt; IGM: Industriegewerkschaft Metall;  
ver.di: Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
Quelle: BDA-Tarifarchiv

Tarifabschlüsse

Wer abgeschlossen 
hat

Um wie viel 
Prozent 
erhöht wurde

Wie lange der Vertrag 
läuft und was sonst 
vereinbart wurde

Welche 
Gewerkschaft 
verhandelt hat

3,20 (West),
4,00 (Ost) ab 05/13

13 Monate,
1 Nullmonat

IG BAU

3,00 ab 05/13, 
weitere 3,00 
ab 04/14

19 Monate,
Einmalzahlung von 500 Euro 
in 05/13

EVG

3,10 ab 08/13, 
weitere 2,60 
ab 10/14

26 Monate, 4 Nullmonate; 
Bundesbeamte: Einmal-
zahlung von je 200 Euro 
in 07/13 und 04/14 

ver.di

3,44 (West) 
ab 01/14,
weitere 2,58 (West) 
ab 01/15

24 Monate, 2 Nullmonate; 
Ost-Löhne werden erst auf 
85,5 Prozent und dann auf 
86 Prozent des West-Lohns 
angehoben; Mindestlohn-
erhöhungen in zwei Stufen
auf 9,55 Euro (West) und 
8,21 Euro (Ost) ab 01/15

IG BAU

3,00 ab 03/13 16 Monate, 
2 Nullmonate

IGM

2,80 ab 07/13, wei-
tere 2,80 ab 08/14

24 Monate, 
2 Nullmonate

IGM

3,40 ab 07/13, 
weitere 2,20 
ab 05/14

20 Monate, 
2 Nullmonate 

IGM

2,20 ab 01/13, 
weitere 1,40 
ab 03/14 

21 Monate, 
Urlaubsanspruch einheitlich 
30 Arbeitstage (Azubis 27)

Tarifgemein-
schaft ver.di/
GEW/dbb 

3,20 ab 08/13, 
weitere 2,20 
ab 10/14

24 Monate, 4 Nullmonate;
jeweils 150 Euro Einmal-
zahlung für Arbeitnehmer 
der Gehaltsgruppe A und B 
in 08/13 und 10/14

ver.di

3,80 (West), 
4,80 (Ost) ab 01/14,
weitere 3,50 (West),
4,30 (Ost) ab 01/15,
weitere 2,30 (West),
3,70 (Ost) ab 01/16 

38 Monate, 
2 Nullmonate

DGB-Tarif-
gemeinschaft

Bauwirtschaft
(West und Ost)

Deutsche Bahn AG
(West und Ost)

Deutsche Post AG
(West und Ost)

Gebäudereiniger-
handwerk
(West und Ost)

KFZ-Handwerk
(Bayern)

Metall- und 
Elektro-Industrie
(West und Ost)

Öffentlicher Dienst 
(Länder ohne Hessen)

Versicherungen 
(Innendienst;
West und Ost)

Zeitarbeit

20132013

Holz- und kunststoff-
verarbeitende Industrie 
(Niedersachsen, West-
falen-Lippe, Bayern, 
Baden-Württemberg, 
Berlin/Brandenburg)



Technik to go

Haushaltsausstattung. Die Bundes-
bürger lassen sich vom Fortschritt in 
der Informations- und Kommunikati-
onstechnologie gerne mitreißen. Han-
dys und Smartphones oder Notebooks 
sind in den deutschen Haushalten 
schon häufiger zu finden als Fest-
netztelefone oder Desktop-Computer.

Ständig erreichbar zu sein und 
stets mit den neuesten Informatio-
nen versorgt zu werden – das mag 
für die einen ein Segen und für die 
anderen ein Fluch sein. Entziehen 
allerdings kann oder will sich dem 
Trend offenbar kaum jemand.

Zumindest ohne Mobiltelefon 
geht heutzutage gar nichts mehr. Am 
besten ausgerüstet sind junge Leute: 
99 Prozent der Haushalte mit einem 
Hauptverdiener unter 25 Jahren ha-
ben mindestens ein Handy oder 
Smartphone. Im statistischen Schnitt 
klingelt oder vibriert in jedem dieser 
Haushalte nicht nur ein Handy, son-
dern es sind 1,6 Mobiltelefone.

Doch auch am anderen Ende der 
Altersskala gibt es kaum noch Scheu 
vor der mobilen Kommunikations-
technik:

Immerhin zwei Drittel der Haus-
halte, in denen der Haupteinkom-
mensbezieher mindestens 80 Jahre alt 
ist, besitzen inzwischen ein oder sogar 
mehrere Handys.

Vor zehn Jahren betrug der Anteil 
der Handy-Haushalte in dieser Al-
tersgruppe nur ein Fünftel. Da da-
mals erst 40 Prozent der 70- bis 
79-Jährigen mobil telefonierten, ist 
klar, dass sich viele Senioren kürzlich 
erstmals ein Handy gekauft haben.

Über alle Altersstufen hinweg ha-
ben Handys inzwischen dem Fest-
netztelefon den Rang abgelaufen. 

Und auch beim Computer liegen die 
mobilen Varianten vorn (Grafik):

Während der Anteil der Haushalte 
mit mindestens einem Notebook oder 
Tablet-Computer seit dem Jahr 2003 
von 11 auf 65 Prozent gestiegen ist, 
ging der Anteil der Besitzer von Desk-
top-Computern zurück.

Ein weiteres Beispiel für den Wan-
del der Technik ist die Videokamera, 
die in den 1990er Jahren zu einem 
vermeintlichen Siegeszug ansetzte, 
heute aber in weniger als 19 Prozent 
der Haushalte zu finden ist. Ver-
drängt wurden diese Geräte zu-
nächst durch die Digitalkameras, die 
aber inzwischen durch Smartphones 
mit guter Fotofunktion ernsthafte 
Konkurrenz bekommen haben.
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Quelle: Statistisches Bundesamt

Deutschland 
kommuniziert 
mobil
So viel Prozent 
der Haushalte 
verfügten über 
mindestens eins 
dieser Geräte

2003 2008 2013 2003 2008 2013

58 62
53

73

93
86 90 9195

35

65

11

Handy/
Smartphone

Notebook/
Tablet

Festnetz-
telefon

Desktop-
Computer


